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Resolution zur Bundestagswahl 
 
 
 
 
BZI fordert Chancengleichheit statt Ausgrenzung und Diskriminierung  
 
Deutschland ist seit Jahrhunderten ein Einwanderungsland. Doch Menschen 
mit Migrationshintergrund werden in der Gesellschaft, im Alltag, in der Schule, 
auf dem Arbeitsmarkt und bei der Wohnungssuche immer noch benachteiligt 
und diskriminiert. Zudem hat die rechtsextremistische Gewalt der NSU hat 
gezeigt, dass Menschen in Deutschland aufgrund ihres Migrationshinter-
grund nicht nur diskriminiert und benachteiligt, sondern auch ermordet wer-
den.  
Der Bundeszuwanderungs- und Integrationsrat fordert Chancengleichheit 
statt Ausgrenzung, Rassismus und Diskriminierung und fordert entsprechen-
de politische und gesellschaftliche Veränderungen.  
 
 
NSU-Morde 
 
Vollständige Aufklärung der NSU-Morde  
 
Deutschland ist ein Land, in dem die Welt zu Hause ist. Hier leben Menschen 
aus den unterschiedlichsten Ländern,  mit verschiedenen Religionen und 
Kulturen. Unser Ziel ist ein friedliches Zusammenleben in Deutschland und 
der respektvolle Umgang miteinander.  Leider gibt es immer noch Menschen 
und Gruppierungen, die das nicht wollen und auch vor Gewalt und Mord nicht 
zurückschrecken. Obwohl die Zahl rassistisch motivierter Taten und Übergrif-
fe stetig steigt, werden diese verharmlost oder gar vertuscht und die Motive 
woanders vermutet. Dass auch die zuständigen Ministerien und die Sicher-
heitsbehörden bei der Aufklärung der NSU-Morde diese Strategie verfolgt 
haben, hat unser Vertrauen in die Politik, vor allem aber in den Rechtsstaat 
in seinen Grundfesten erschüttert.  
Der BZI fordert den Bund auf: 
– eine lückenlose und schnelle Aufklärung und Aufarbeitung der NSU-

Morde sicherzustellen, 
– insbesondere die Verbindungen bzw. Vernetzung zu 

ausländerfeindlichen Gruppierungen, Initiativen und Parteien 
aufzuklären 

– personelle Konsequenzen zu ziehen in den zuständigen Ministern und 
Sicherheitsbehörden, die die Aufklärung behindert haben oder immer 
noch behindern,  

– Verwaltung, Polizei und Sicherheitsbehörden interkulturell zu öffnen,  
– sicherzustellen, dass rechtsextreme und rassistische Gruppen und 

Organisationen besser beobachtet werden und nicht, etwa durch V-
Männer auch noch unterstützt werden, 
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– gesetzliche Voraussetzung dafür zu schaffen, dass öffentliche 

Kundgebungen von Rechtsradikalen verboten werden können, 
– zivilgesellschaftliche Initiativen und engagierter Bürgerinnen und 

Bürger im Kampf gegen Rassismus und Rechtsextremismus zu 
fördern und zu unterstützen, 

– umfassende, präventiv wirkende Aufklärungs- und Bildungsangebote 
vor allem in Schulen zu fördern, 

– Förderung von Aussteigerprogrammen, 
– Verbot der NPD. 

 
 
Rassismus und Diskriminierung 
 
Verzicht auf Racial Profiling  
 
In der Öffentlichkeit, insbesondere an Bahnhöfen und Flughäfen, werden vor 
allem Menschen mit Migrationshintergrund aufgrund ihres äußeren Erschei-
nungsbildes kontrolliert. Als ob das Aussehen etwas über mögliche kriminelle 
Energie der jeweiligen Person verrät. Durch dieses Vorgehen wird der Ein-
druck in der Öffentlichkeit erweckt, dass Menschen mit Migrationshintergrund 
krimineller sind als Menschen ohne Migrationshintergrund. Die Erfahrungen 
im Umgang mit der Polizei untergraben das Vertrauen der betroffenen Men-
schen in die deutschen Sicherheitsbehörden.  
Der BZI fordert den Bund auf: 

• dafür Sorge zu tragen, dass Polizei und Sicherheitsbehörden auf die 
rassistische Methode des Racial Profiling verzichten.  

 
Diskriminierung bei der Wohnungssuche 
 
Die Tatsache, dass Hartz-IV Empfänger und Menschen mit Migrationshinter-
grund auf dem  freien Wohnungsmarkt benachteiligt werden, ist bekannt. Un-
tersuchungen zeigen zudem, dass sie auch bei der Vergabe von staatlichen 
Wohnungen diskriminiert werden.1 
Der BZI fordert den Bund auf: 

• das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) endlich umzusetzen 
und Betroffene besser zu informieren und ihre Rechte zu beraten,  

• flächendeckend lokale Anlauf- und Beratungsstellen einzurichten, 
• die Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) finanziell und 

personell besser auszustatten, so dass sie Betroffene besser 
unterstützen kann,  

• den sozialen Wohnungsbau stärker zu fördern. 
 
 

                                       
1 siehe auch: TAZ: „Arme kriegen keine Wohnung“. Artikel vom 8.12.2011: http://www.taz.de/!83402/ (Abgerufen 
am 7.03.2013).	
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Flüchtlinge 
 
Jedes Jahr sterben tausende Flüchtlinge auf ihrer Flucht nach Europa. Sie 
fliehen vor Krieg, Gewalt, Folter, Verfolgung und unmenschlichen Lebensbe-
dingungen oder werden vertrieben. Auch wenn Europa zu einer Festung 
umgebaut wird, um die Menschen abzuschrecken, kann die Flucht nach Eu-
ropa nicht verhindert werden. Wir können nicht andere Länder auffordern, die 
Menschenrechte einzuhalten und sie selbst jeden Tag mit Füßen treten. Die 
Menschen lassen ihre Familie, Freunde und ihren Besitz zurück und kommen 
mit dem letzten, das sie noch besitzen: ihrem Leben. Wenn sie es überhaupt 
bis nach Deutschland schaffen, werden sie in Sammelunterkünften unterge-
bracht. Dort leben die oft durch die Flucht traumatisierten Menschen unter 
unmenschlichen Bedingungen. 
Der BZI fordert Bund und Länder auf: 

• ein schnelles und faires Asylverfahren, 
• ein Bleiberecht für alle Flüchtlinge, die hier ein Zuhause gefunden 

haben, 
• die sogenannte Residenzpflicht abzuschaffen, 
• Abschaffung Asylbewerberleistungsgesetz (d.h. u.a. Unterbringung in 

Sammelunterkünften beende, Essenspakete abschaffen) und 
stattdessen Leistungen nach den Sozialgesetzbüchern II, IX, XI und 
XII zu gewähren,  

• den Betroffenen schnell eine Arbeitserlaubnis zu geben, 
• Flüchtlingen und Asylbewerbern den Besuch von Integrationskursen 

zu ermöglichen 
• Abschaffung Dublin-II-Verfahren 
 

 
Doppelte Staatsbürgerschaft / Optionspflicht 
 
Die größte Hürde bei der Einbürgerung ist die Aufgabe der bisherigen 
Staatsangehörigkeit. Um die Integration zu fördern, aber vor allem auch um 
den Menschen mit Migrationshintergrund mit ausländischem Pass zu signali-
sieren, dass sie hier willkommen sind, ist eine Reformierung des Staatsan-
gehörigkeitsrechtes ist elementar.  
Der BZI fordert den Bund auf: 

• Mehrfachstaatsangehörigkeit grundsätzlich anzuerkennen 
• die diskriminierende Ungleichbehandlung von EU-Staatsangehörigen 

und sogenannten Drittstaatlern in der Frage der Mehrstaatlichkeit 
aufzuheben,  

• die sogenannte Optionsregelung ersatzlos zu streichen.  
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Kommunales Wahlrecht für Nicht-EU-Bürger 
 
Bei den Kommunalwahlen in Deutschland haben außer den deutschen 
Staatsangehörigen bisher nur die Bürgerinnen und Bürger der Europäischen 
Union aktives und passives Wahlrecht. Ca. 7  Millionen Einwohnerinnen und 
Einwohner mit einem anderen Pass, sogenannte Drittstaatler, sind von die-
sem demokratischen Recht ausgeschlossen. Dabei lebt von den 7 Millionen 
Ausländerinnen und Ausländern in Deutschland fast die Hälfte länger als 15 
Jahre hier! Eine Gesellschaft, die einen Teil der Bevölkerung von politischen 
Entscheidungen ausschließt, verliert ihre demokratischen Grundlagen. Es ist 
mit den Grundsätzen einer demokratischen Gesellschaft unvereinbar, dass 
Menschen, die seit Jahren in diesem Land leben und alle ihnen möglichen 
staatsbürgerlichen Pflichten erfüllen, bei Kommunalwahlen zu einer Zu-
schauerrolle verurteilt werden. Würde es nach dem alten amerikanischen 
Slogan „No taxation without representation“ (Keine Steuer ohne politische 
Repräsentanz) gehen, müssten alle Ausländerinnen und Ausländer längst 
das Wahlrecht haben.  
Der BZI fordert den Bund auf: 

• ein kommunales Wahlrecht auch für Nicht-EU-Bürger einzuführen. 
(siehe auch die Resolution des BZI zum kommunalen Wahlrecht, 
beschlossen in der Mitgliederversammlung am 09.03.2013 in Frankfurt)  
 
 
Frühkindliche und schulische Bildung 
 
In keinem anderen Land ist der Bildungserfolg der Kinder so sehr vom sozia-
len Status der Eltern abhängig wie in Deutschland. Besonders betroffen da-
von sind Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund. Sehr viele aus-
ländische Jugendliche verlassen die Schule ohne einen Abschluss. Der 
Schulabschluss ist aber einer der entscheidenden Kriterien für den Zugang 
zu einer Berufsausbildung und den Arbeitsmarkt. Es reicht deshalb nicht 
mehr aus, dieser Entwicklung nur mit einzelnen gut gemeinten Projekten zu 
begegnen, sondern hier sind strukturelle und nachhaltige Veränderungen 
notwendig.  
Der BZI fordert Bund und Länder auf: 

• sich für eine bundesländerübergreifende Bildungspolitik einzusetzen, 
um gleiche Standards in allen Bundesländern zu erreichen, so dass 
Abschlüsse in jedem Bundesland anerkannt werden,   

• das Betreuungsgeld abzuschaffen und in frühkindliche Bildung und 
den Ausbau von Betreuungseinrichtungen und deren personelle 
Ausstattung zu investieren,  

• einen kostenfreien Zugang zu allen Bildungsangeboten, einschließlich 
der Universitäten sicherzustellen,  

• die frühe Trennung nach Schultypen abzuschaffen und eine Schule für 
alle Kinder einzurichten, in der die Kinder bis zur 9. Jahrgangsstufe 
gemeinsam lernen,  
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• gebundene Ganztagsschulen als flächendeckendes Regelangebot 
einzuführen,  

• flächendeckend ganztägige Vorschulangebote für alle Kinder 
einzurichten, damit Kinder bereits im frühen Alter (0 bis 6 Jahre) 
insbesondere auch sprachlich gefördert werden können, 

• die Herkunftskulturen, sowie Herkunfts- und Muttersprachen der 
Kinder anzuerkennen und zu fördern, 

• die Lehrpläne und Schulbücher im Vorschul- und Schulbereich unter 
interkulturellen Gesichtspunkten zu überarbeiten,  

• mehr Lehrkräften und Erzieher/innen sowie sozialpädagogischen 
Betreuer/innen mit Migrationshintergrund einzustellen,  

• interkulturelle Kompetenz in die Lehrer- und Erzieherausbildung 
aufzunehmen,  

• finanzielle und personelle Ressourcen für die interkulturelle 
Elternarbeit bereitzustellen,  

• echte Beteiligungsmöglichkeiten für Eltern zu schaffen und die 
Selbstorganisation von Eltern mit Migrationshintergrund zu 
unterstützen und zu fördern,  

• die interkulturelle und antirassistische Arbeit  in Schulen und 
Bildungseinrichtungen zu fördern, 

• Gleichbehandlung von ausländischen Studenten in Deutschland. 
 

  
Berufliche Bildung, Weiterqualifizierung und Arbeitsmarkt 
 
Die Ausbildungsbeteiligung von Jugendlichen mit Migrationshintergrund hat 
sich in den vergangenen Jahren etwas verbessert hat. Der Anteil derer, die 
keinen Ausbildungsplatz in der dualen Ausbildung haben, ist jedoch weiterhin 
verhältnismäßig hoch.  
Auch bei den beruflichen Ausbildungen an Fachoberschulen, Hochschulen 
und Universitäten ist der Anteil der Studierenden mit Migrationshintergrund 
immer noch verschwindend gering. Das ist ein sozialpolitischer Skandal, der 
nicht länger hingenommen werden darf. 
Angesichts der Globalisierung und dem zunehmenden Bedarf an Fachkräften 
muss eine qualifizierte Beratung und Qualifizierungsangebote für Menschen 
mit Migrationshintergrund angeboten werden um deren Potenziale auszu-
schöpfen und weiterzuentwickeln. Denn bis heute sind Menschen mit Migra-
tionshintergrund vorwiegend auf den unteren Plätzen der betrieblichen Hie-
rarchie zu finden, werden entsprechend niedrig entlohnt und haben geringe 
Aufstiegschancen, von sozialem Prestige ganz abgesehen.  
Auch fehlen berufliche Weiterbildungsangebote, die speziell auf diesen Per-
sonenkreis zugeschnitten sind, und so wundert es nicht, dass sie bei Ratio-
nalisierungen meist die ersten sind, die entlassen werden.  
Das Anerkennungsgesetz des Bundes und die Gesetze der Länder haben 
die Anerkennungspraxis zwar verbessert, doch auch hier besteht noch Hand-
lungsbedarf. 
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Das gesamte Ausmaß der geringen beruflichen Weiterqualifizierung zeigt 
sich besonders deutlich in den Arbeitslosenstatistiken: Menschen mit Migra-
tionshintergrund haben seit Jahren eine mehr als doppelt so hohe Arbeitslo-
senquote als ihre Kollegen/innen ohne Migrationshintergrund. Frauen mit 
Migrationshintergrund sind von all diesen negativen Faktoren in der Regel 
noch stärker betroffen als Männer. 
Der BZI fordert Bund und Länder auf: 

• die Anerkennungsgesetze in den Ländern, soweit noch nicht 
geschehen, zu verabschieden und umzusetzen, 

• Aufhebung der eingeschränkten Arbeitsaufnahme von ausländischen 
Studenten, 

• Gewinnung der ausländischen Studentinnen und Studenten für den 
einheimischen Arbeitsmarkt,  

• die Finanzierung der Beratungsangebote und der Qualifizierungen im 
Rahmen der Anerkennungsgesetze langfristig sicherzustellen,  

• Qualifizierungs- und Anpassungsmaßnahmen zu schaffen, damit 
Abschlüsse vollständig anerkannt werden können, 

• Jugendliche mit Migrationshintergrund beim Übergang von Schule zu 
Berufsausbildung und Studium gezielt zu fördern,  

• die Ausbildungsbeteiligung von Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund durch geeignete Maßnahmen zu erhöhen,  

• eine Vorbildfunktion einzunehmen und deutlich mehr Jugendliche mit 
Migrationshintergrund in der Verwaltung und in staatlichen 
Einrichtungen auszubilden,  

• Unternehmen, die Jugendliche mit Migrationshintergrund ausbilden, 
zu unterstützen und zu fördern,  

• die Voraussetzungen zu schaffen, dass mehr Ausbilder einen 
Migrationshintergrund haben, 

• spezielle berufliche Weiterbildungsangebote für Menschen mit 
Migrationshintergrund zu schaffen,  

• bestehende Gesetze (BetrVG, AGG) umzusetzen, um gegen 
Lohndumping und Diskriminierung vorzugehen, 

• mehr Chancengleichheit bei der Arbeitsvermittlung zu schaffen 
(Abschaffung der Nachrangigkeit), 

• die Datengrundlagen zu verbessern hinsichtlich des Kriteriums 
„Migrationshintergrund“, um eine genauere Situationsanalyse 
durchführen zu können. 

 
 
Politische Anerkennung und Förderung des BZI 
 
Der BZI ist die größte Migrantenorganisation in Deutschland. Er ist der Zu-
sammenschluss der Landesarbeitsgemeinschaften der kommunalen Auslän-
der- und Integrationsbeiräte. Über ihn werden über 400 demokratisch ge-
wählte Ausländer- und Integrationsbeiräte in 13 Bundesländern und somit 
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bislang etwa 4 Millionen Menschen mit Migrationshintergrund in Deutschland 
repräsentiert. 
Als politische Interessenvertretung der Bevölkerung mit Migrationshinter-
grund in Deutschland steht der BZI der Bundesregierung, dem  Deutschen 
Bundestag und dem Bundesrat als Ansprechpartner zur Verfügung und ar-
beitet mit gesellschaftlich relevanten Organisationen auf Bundesebene zu-
sammen. Er ist auf Bundesebene, ähnlich wie die Beiräte in den Kommunen 
und die Landesarbeitsgemeinschaften auf Landesebene, in allen Angelegen-
heiten, die Menschen mit Migrationshintergrund betreffen, beratend tätig. 
Der BZI fördert zudem dem Erfahrungsaustausch der kommunalen Beiräte, 
vertreten durch ihre Landesorganisationen und koordiniert gemeinsame Inte-
ressen auf Bundesebene. 
Obwohl der BZI eine wertvolle Arbeit leistet, wird die Arbeit nicht entspre-
chend anerkannt und gefördert. 
 
Der BZI fordert den Bund auf: 

• den BZI gesetzlich zu verankern,  
• den BZI als Migrantenvertretung auf der Bundesebene politisch 

anzuerkennen und (institutionell) zu fördern.  
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	Text2011: durch die Delegiertenschaft des MIGRANET-MV 
während der 6. Konferenz des Netzwerks der MigrantInnenselbstorganisationen aus MV vom 14.-16.06.2013 mehrheitlich beschlossen und in Kraft gesetzt


